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32/02 Steuern vom Einkommen und Ertrag;

Norm

EStG 1988 §22 Z2;

EStG 1988 §47 Abs2;

KommStG 1993 §2;

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Weiss und die Hofräte Dr. Hargassner,

Dr. Fuchs, Dr. Büsser und Dr. Mairinger als Richter, im Beisein des Schriftführers Mag. iur. Mag. (FH) Schärf, über die

Beschwerde der K GmbH in W, vertreten durch Europa Treuhand Ernst & Young, Wirtschaftsprüfungs- und

Steuerberatungsgesellschaft m.b.H. in Wien II, Praterstraße 23, gegen den Bescheid der

Abgabenberufungskommission Wien vom 6. September 2000, Zl. MD-VfR - K 2/2000, betreGend Kommunalsteuer für

den Zeitraum 1994 bis 1997, zu Recht erkannt:

Spruch

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Die beschwerdeführende Partei hat der Bundeshauptstadt Wien Aufwendungen in der Höhe von S 4.565,-- binnen zwei

Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen.

Begründung

Im Beschwerdefall ist die Vorschreibung von Kommunalsteuer für den Zeitraum der Jahre 1994 bis 1997 aus den dem

zu 80 % an der Beschwerdeführerin beteiligten Geschäftsführer gewährten Vergütungen allein im Umfang der Frage

strittig, ob die vom Gesellschafter-Geschäftsführer aus der Geschäftsführungstätigkeit bezogenen Vergütungen

rechtlich als Einkünfte im Sinne des § 22 Z 2 Teilstrich 2 EStG 1988 zu qualifizieren waren.

Nach den behördlichen Feststellungen erhielt der Gesellschafter-Geschäftsführer für seine Tätigkeit im Betrieb der

beschwerdeführenden Gesellschaft im betroGenen Zeitraum regelmäßig Bezüge ausbezahlt, die trotz eines

Bilanzverlustes der Beschwerdeführerin ab Juli 1994 erhöht wurden und in der Folge konstant blieben, während sich

der Bilanzverlust der beschwerdeführenden Gesellschaft erhöhte. Ein Firmenwagen stand dem Gesellschafter-

Geschäftsführer auch für Privatzwecke zur Verfügung, Telefonkosten, Reisespesen und auch die

Sozialversicherungsbeiträge des Gesellschafter-Geschäftsführer wurden von der Beschwerdeführerin getragen. Die
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Tätigkeit des Gesellschafter-Geschäftsführers bestand in der Kundenakquisition und -betreuung, in der

NachbeschaGung von Lastkraftfahrzeugen, im Besuch von LKW-Händlern und -werkstätten bei einer Arbeitszeit bis zu

70 Wochenstunden.

Der dem Beschwerdefall zu Grunde liegende Sachverhalt ist in der hier rechtserheblichen Hinsicht damit jenen der mit

den hg. Erkenntnissen vom 23. April 2001, 2001/14/0054 und 2001/14/0052, vom 10. Mai 2001, 2001/15/0061, und vom

18. Juli 2001, 2001/13/0063, sowie vom heutigen Tage, 2001/13/0110, entschiedenen Beschwerdefälle in einer Weise

vergleichbar, die es gemäß § 43 Abs. 2 Satz 2 VwGG erlaubt, auf die Gründe dieser Erkenntnisse zu verweisen.

Die Beschwerdeführerin trägt kein Argument vor, das sich von den Argumenten unterschiede, mit denen sich der

Verwaltungsgerichtshof in den genannten Erkenntnissen bereits auseinander gesetzt hat.

Aus den Gründen der genannten Erkenntnisse war auch die vorliegende Beschwerde gemäß § 42 Abs. 1 VwGG

abzuweisen.

Die Entscheidung über den Aufwandersatz gründet sich auf die §§ 47 G VwGG iVm der Verordnung des Bundeskanzlers

BGBl. Nr. 416/1994.

Wien, am 12. September 2001
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